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A. Festsetzungen durch Text 
Dieser Bebauungsplan ersetzt mit seinen Festsetzungen innerhalb seines räumlichen Geltungs-
bereiches den Bebauungsplan Nr. 57/90 f¿r das Gebiet ĂAmperparkñ i.d.F. vom 08.06.1994. 
 

1. Gestaltung von Nebengebäuden und Tiefgaragenüberdachungen im WA1 und WA2 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)  

1.1. Für Nebengebäude, Gartenhäuser und Überdachungen von Tiefgaragenzufahrten sind nur 
extensiv begrünte Flachdächer und flach geneigte Dächer (bis 5°) zulässig. 

 

1.2. Die Wandhöhe von Nebengebäuden, Gartenhäusern und Überdachungen von Tiefgaragen-
rampen wird mit maximal 2,75 m festgesetzt. 

 
2. Allgemeine Gebäudegestaltung im WA1 und WA2  

(§ 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)  

2.1. Abgrabungen und Abböschungen zur Freilegung der Keller sind nicht zulässig. 
 
3. Grünordnung nicht im WA3 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB, Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO, 

§ 11 Abs. 3 BNatSchG, Art. 4 Abs. 2 BayBO)  

3.1. Öffentliche Grünflächen wie auch die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind 
zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Die festgesetzten Bäume und 
Sträucher sind zu pflegen, zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. Nachpflanzungen haben den 
empfohlenen bzw. festgesetzten Güteanforderungen hinsichtlich Art (vgl. B Hinweise Ziffer 8 
Artenlisten) und Pflanzqualität (vgl. Ziffer A 3.4.1) zu entsprechen. 

 

3.2. Belagsflächen (wie z. B. Zufahrten, Terrassen etc.) sind als wassergebundene Decken 
(Schotterrasen, Kies-Splitt-Decken) oder mit wasserdurchlässigen Belägen (Großsteinpflaster 
mit Rasenfuge, Kunststein mit hoher Wasserdurchlässigkeit u.a.) zu versehen. 

 

3.3. Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung 
3.3.1 Ansäen von extensiv zu nutzenden Wiesenflächen, diese sind entsprechend den standörtlichen 

Voraussetzungen aus Samenmischungen aus regionaler Herkunft herzustellen. Geeignet sind 
auch Heumulchverfahren mit Mähgut aus dem Naturraum 

3.3.2  Die öffentliche Grünfläche - Schutzgrün - ist insgesamt parkartig und zur angrenzenden 
Bebauung hin abschnittsweise räumlich offen zu gestalten. Gehölzpflanzungen erfolgen in 
aufgelockerter Weise über in unregelmäßigem Verband stehende Bäume und Sträucher. 
Standortheimische Bäume (1. - 3. Ordnung) und Sträucher der Hartholzaue sind zu verwenden 
(vgl. B Hinweise Ziffer 8 Artenlisten). Der standortheimische und vital eingestufte Baumbestand 
ist zu integrieren. 

 

3.4. Maßnahmen zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
3.4.1  Für die Gehölzpflanzungen sind folgende Mindestpflanzqualitäten festgesetzt. Baum- und 

Straucharten der Gehölzauswahlliste sollen verwendet werden (vgl. B Hinweise Ziffer 8 
Artenlisten). 

 

 

 

 

 

 

 
3.4.2 Bei Baumpflanzungen in Belagsflächen sind: 
 Je Standort ist ein Mindestwurzelraum wie folgt zu gewährleisten: 
 Bäume 1. bis 3. Ordnung, einheitlich  > 12 m³ 
 Pro Baum ist eine spartenfreie, offene Baumscheibe wie folgt vorzusehen: 

 Bäume 1. bis 3. Ordnung, einheitlich   > 6 m². 
 

3.5. Auf den nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke ist je 200 m² Grundstücksfläche 
mindestens ein Laub- oder Obstbaum gemäß Artenlisten zu pflanzen (vgl. B Hinweise Ziffer 8 

Bäume 1. und 2. Ordnung H., 3 x v, m.B., StU 18-20 

Bäume 3. Ordnung H., 3 x v, m.B., StU 16-18 

Obstbäume H., ha, 3 x v, m.B., StU 14-16 

Solitär-Stammbusch 4 x v, m.B., 250-300 

Heister 2 x v, m.B., 150-200 

Sträucher 2 x v, 60-100 
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Artenlisten). Bereits anderweitig auf dem Baugrundstück festgesetzte Bäume können dabei in 
Anrechnung gebracht werden. Die Eignung zur Pflanzung auf Tiefgaragen ist zu beachten. 

 Mindestens 5 % der Grundstücksfläche sind mit Sträuchern gemäß Artenliste zu bepflanzen 
(vgl. B Hinweise Ziffer 8 Artenlisten). Der Ersatz von 30 % der genannten Sträucher durch 
laubtragende Ziersträucher gleicher Qualität ist zulässig. 

 Als Heckenpflanzen sind nur die unter B Hinweise Ziffer 8 Artenlisten aufgeführten Arten 
zulässig. 
 

4. Versorgung und Entsorgung im WA1 und WA2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB, § 14 BauNVO) 

4.1. Die Standorte für Abfallbehälter sind in die Gebäude, Nebengebäude, Überdachung von 
Tiefgaragenrampen oder Einfriedungen zu integrieren.  

 

4.2. Die Verteilerschränke der Elektroversorgung sind in die Einfriedungen oder Gebäude zu 
integrieren.  

 
5. Immissionsschutz im WA1 und WA2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V. § 9 Abs. 3 BauGB) 

5.1. Die Außenbauteile schützenswerter Räume müssen ein resultierendes bewertetes 
Schalldämm-Maß derart aufweisen, dass die unteren Anhaltswerte für Innenpegel nach 
Tabelle 6 der VDI 27191 eingehalten werden. 

5.2. Nebenzeichnung Immissionsschutz 

 
  

Bei den in der Nebenzeichnung Immissionsschutz gekennzeichneten 
Fassadenbereichen (magenta) sollten schützenswerte Räume, die zum 
Schlafen dienen, vorzugsweise auf die von der Bahnlinie abgewandten 
Fassaden orientiert werden. Außenbauteile von Räumen, die aufgrund der 
Grundrissorganisation nicht auf diese Fassaden orientiert werden können, 
müssen an den in der Nebenzeichnung Immissionsschutz gekennzeichneten 
Fassadenbereichen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung 
ausgestattet sein. Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen müssen beim 
Nachweis des erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maßes der 
Außenbauteile mit berücksichtigt werden. 

 

                                                 
1  VDI 2719 "Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen", Ausgabe 1987-08, Beuth Verlag, 

Berlin 
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5.3. Tiefgaragenrampen sind einzuhausen. Die Rampeninnenwände sind schallschluckend 
auszukleiden; der Schallabsorptionsgrad Ŭ von schallschluckenden Verkleidungen darf bei 
500 Hz einen Wert von Ŭ = 0,6 nicht unterschreiten. 

 
6. Bauliche Gestaltung im WA1 und WA2 (§ 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)  

6.1. Dächer 
6.1.1 Es sind nur silbergraue Metalldeckung und extensive Begrünungen zulässig, ausgenommen 

hiervon sind Flächen für Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren in und an Dachflächen 
auf Flachdächern. 

 

6.1.2 Es sind keine Dachgauben zulässig.  

 

6.2. Einfriedungen 
6.2.1  Es sind nur offene, sockellose Einfriedungen mit einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. 
 

6.2.2 Innerhalb der Flächen zur Bindung für die Erhaltung und Flächen zum Anpflanzen von 
Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sind keine Einfriedungen zulässig. 
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B. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen durch Text 
 

1. Bodendenkmäler 

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, unterliegen, 
gemäß Art. 8 DSchG, der Meldepflicht. Alle Beobachtungen und Funde müssen unverzüglich, 
d.h. ohne schuldhaftes Zögern, der Unteren Denkmalschutzbehörde (Stadt Dachau) oder dem 
Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt werden. 

 

2. Amper 

Nach Art. 20 Abs. 1 BayWG2 sind Anlagen die weniger als sechzig Meter von der Uferlinie 
(Art. 12 BayWG) entfernt liegen an Gewässern erster Ordnung genehmigungspflichtig. Dies gilt 
nicht für Baugenehmigungen und bauaufsichtlichen Zustimmungen (Art. 20 Abs. 5 BayWG). Bei 
genehmigungsfreigestellten Bauten muss der Bauherr/Architekt sich um diese Genehmigung 
beim Landratsamt Dachau bemühen.  

 

3. Artenschutz 

Rodungen, Gehölzrückschnitte bzw. auf den Stock setzen von Gehölzen sowie Baufeld-
räumungen sollen nur außerhalb der Brutzeit von Vögeln, somit in der Zeit vom 01.10. ï 28.02., 
vorgenommen werden (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG).  
 

4. Grundwasser 

Mit hohen Grundwasserständen ist zu rechnen. Die Tiefgaragen und Kellergeschosse sind 
gegen drückendes Grundwasser zu sichern. Wird eine Wasserhaltung während der Bauphase 
notwendig, ist hierfür rechtzeitig eine wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. 

   

5. Niederschlagswasser 

 Die Voraussetzungen und Anforderungen für die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von 
gesammeltem Niederschlagswasser werden über die NWFreiV3  in Verbindung mit den 
Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser (TRENGW4) geregelt. Sie sind entsprechend zu beachten. 

 Anlagen zur Regenwassernutzung werden empfohlen. 
 Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser von Dach- und Erschließungsflächen der 

Baugrundstücke ist auf den jeweiligen Grundstücken oberflächig über die bewachsene und 
belebte Bodenzone (Flächen- oder Muldenversickerung) oder bei entsprechend 
eingeschränkten Verhältnissen über unterirdische Anlagen (Rigolen, Rohr-Rigolen) zu 
versickern. 

 

6. Energiesparendes Bauen und Energieversorgung 

 Es wird angeregt, die Wohngebäude in Niedrigenergiebauweise zu errichten und verstärkt 
regenerative Energien zu nutzen. Im Fall von Photovoltaik- oder Solarthermienutzung auf dem 
Dach wird auf den Infobrief Nr. 8 der Regierung von Oberbayern hingewiesen. 

 

7. Baumschutz 

 Der Bestandsschutz der zu erhaltenden Bäume ist durch Schutzmaßnahmen nach DIN 189205 
(bzw. RAS-LP 46) während der Bauphase zu gewährleisten.  

 

8. Artenlisten (Gehölzauswahlliste) 

 Für die festgesetzten Gehölzpflanzungen sollen Arten gemäß nachfolgender Auswahllisten 
verwendet werden: 

  

                                                 
2  Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i.d.F. der Bek. vom 25.02.2010 GVBl 2010, S. 66 
3  NWFreiV ĂVerordnung ¿ber die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlag-

wasserñ, vom 01.10.2008, GVBl NR. 21/2008 S. 777ff 
4  TRENGW Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser, Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit vom 17. 
Dezember 2008 Az.: 52e-U4502-2008/28-lb, AllMBl Nr. 1/2009 S.4 ff 

5  DIN 18920: 2002-08 ĂVegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen, Beuth-Verlag Berlin 

6  RAS-LP 4: Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, 
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen, 1999 erschienen im Kirschbaum-Verlag: 
ISBN :  978-3-7812-1504-7 
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Großkronige Bäume (1. Ordnung) Mittelkronige Bäume (2. Ordnung) 

Acer platanoides - Spitz-Ahorn (S) Alnus incana - Grau-Erle (S) 

Acer pseudoplatanus - Berg-Ahorn (S) Alnus x spaethii - Späths Erle 

Betula pendula - Sand-Birke (S) Carpinus betulus - Hainbuche (S) 

Quercus robur - Stiel-Eiche (S) Liquidambar styraciflua - Amerik. Amberbaum 

Salix alba - Silber-Weide (S) Juglans regia - Walnuß 

Tilia cordata - Winter-Linde (S) Prunus avium - Vogel-Kirsche (S) 

Tilia tomentosa - Silber-Linde Sorbus torminalis - Elsbeere 

Tilia x europaea 'Pallida' - Holländische Linde  

Kleinkronige Bäume (3. Ordnung) Obstbäume (Apfel, Birne, Pflaume, Süßkirsche) 

Acer campestre - Feld-Ahorn (S,T) Pollenspender und altbewährte Sorten 

Aesculus x carnea 'Briotii' - Scharlachkastanie Alle vom Standort her geeigneten Arten  

Amelanchier lamarckii - Kupfer-Felsenbirne (T) einschließlich Wildformen sind zulässig 

Betula albosinensis - Kupfer-Birke (T)  

Cercis siliquastrum - Judasbaum (T)  

Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn (S)  

Magnolia kobus - Kobuhsi-Magnolie  

Malus-Hybriden - Zierapfel in Sorten   

Malus sylvestris - Wild-Apfel (S)  

Prunus 'Accolade' - Zierkirsche 'Accolade'  

Prunus padus - Trauben-Kirsche (S)  

Prunus subhirtella - Schnee-Kirsche  

Pyrus salicifolia - Weidenblättrige Birne  

Sorbus aria - Mehlbeere   
 

Hecken Sträucher 

Acer campestre - Feld-Ahorn (S) Cornus kousa ï Japanischer Blumen-Hartriegel 

Carpinus betulus - Hainbuche (S) Cornus mas ï Kornelkirsche (S) 

Cornus mas ï Kornelkirsche (S) Corylus avellana ï Haselnuss (S) 

Crataegus monogyna - Eingriffliger Weiß-Dorn (S) Euonymus europaeus ï Pfaffenhütchen (S) 

Ligustrum vulgare - Gewöhnlicher Liguster (S) Hamamelis x intermedia ï Hybrid-Zaubernuss 

 Hippophae rhamnoides ï Sanddorn (S) 

 Lonicera xylosteum ï Rote Heckenkirsche (S) 

 Magnolia-Arten 

 Prunus spinosa ï Schlehe (S) 

 Rhamnus catharticus ï Kreuzdorn (S) 

 Rosa canina ï Hundsrose (S) 

 Rosa glauca - Hecht-Rose (S) 

 Salix purpurea - Purpur-Weide (S) 

 Sambucus nigra ï Schwarzer Holunder (S) 

 
Viburnum plicatum ï Gefüllter Japanischer 
Schneeball 

 Viburnum lantana ï Wolliger Schneeball (S) 

 Viburnum opulus ï Gewöhnlicher Schneeball (S) 

 (T) = flachwurzelnde Art mit Eignung zur Pflanzung auf Tiefgaragen 

 (S) = standortheimisches Gehölz   



III

o

a

FH = 11,5

GRZ 0,31

GFZ 0,83

AWH = 9,1

477,8 m ¿NN

Verkehrsflªchen besonderer Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich

StraÇenbegrenzungslinie

Allgemeines Wohngebiet, hier z.B. Teilbereich 1, gem. Ä 4 BauNVO.
Ausnahmen gem. Ä 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulªssig.

Grundflªchenzahl, hier z.B. GRZ 0,31.
Die zulªssige Grundflªche  darf durch die Grundflªchen, der in Ä 19 Abs. 4
Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,70
¿berschritten werden.

GeschoÇflªchenzahl als HºchstmaÇ, hier z.B. GFZ 0,83.
Die Flªchen von Aufenthaltsrªumen in anderen Geschossen als
Vollgeschossen einschlieÇlich der zu ihnen gehºrenden Treppenrªume und
einschlieÇlich ihrer Umfassungswªnde sind ganz mitzurechnen.

Zahl der Vollgeschosse als HºchstmaÇ, z.B. drei

Traufseitige AuÇenwandhºhe als HºchstmaÇ, hier 9,1 m
Die traufseitige AuÇenwandhºhe wird gemessen vom unteren Bezugspunkt
bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhautoberkante oder bis zum
oberen Abschluss der Wand.

Firsthºhe als HºchstmaÇ, z.B. 11,5 Meter
Die Firsthºhe wird gemessen vom unteren Bezugspunkt bis zur Oberkante First.

Baugrenze
Die Baugrenzen d¿rfen auf max. 2/3 der Fassadenlªnge im Westen und
S¿den mit Balkonen bis zu einer Tiefe von 2,0 m und einer Breite von max. je
5 m ¿berschritten werden.

Flªchen f¿r Gemeinbedarf, Einrichtungen und Anlagen: Feuerwehr

1. Art der baulichen Nutzung (Ä 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2. MaÇ der baulichen Nutzung im WA1 und WA2
(Ä 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, ÄÄ 18, 19, 20 BauNVO)

3. Bauweise, ¦berbaubare Grundst¿cksflªchen im WA1 und WA2
(Ä 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, ÄÄ 22, 23 BauNVO)

4. Flªchen f¿r den Gemeinbedarf (Ä 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

offene Bauweise

ºffentliche Verkehrsflªche

ºffentlicher Geh- und Radweg

5. Verkehrsflªchen (Ä 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Oberkante des Erdgeschoss-RohfuÇboden im Eingangsbereich (= unterer
Bezugspunkt) bezogen auf Meter ¿ber Normalnull, als HºchstmaÇ hier z.B.
477,8 m ¿.NN. Dabei darf eine MindestmaÇ von 477,6 m ¿.NN nicht
unterschritten werden. Die Oberkante der Tiefgaragenrampe muss im
Rampenbereich ein MindestmaÇ von 476,75 m ¿.NN aufweisen.

abweichende offene Bauweise:
Die Gebªude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. Die Lªnge der
Gebªude darf hºchstens 58 m betragen.

5.3

5.4

1.1

2.1

2.2

2.3

2.5

2.4

3.3

4.1

3.1

5.2

5.1

2.6

3.2

C.    Festsetzungen durch Planzeichen
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TGa

St

Anpflanzen: Bªume 1. Ordnung,
Ap = Acer pseudoplatanus - Berg-Ahorn

Tt = Tilia tomentosa 'Brabant'- Silber-Linde

Qr = Quercus robur - Stiel-Eiche

Anpflanzen: Bªume 2. Ordnung,
Ls = Liquidambar styraciflua - Amerikanischer Amberbaum, StU 20-25

tŀ Ґ tǊǳƴǳǎ ŀǾƛǳƳ ϥtƭŜƴŀϥ π DŜŦǸƭƭǘōƭǸƘŜƴŘŜ ±ƻƎŜƭπYƛǊǎŎƘŜ

Anpflanzen: Bªume 3. Ordnung
Ba = Betula albosinensis - Kupfer-Birke

t! Ґ tǊǳƴǳǎ ϥ!ŎŎƻƭŀŘŜϥ π ½ƛŜǊƪƛǊǎŎƘŜ ϥ!ŎŎƻƭŀŘŜϥΣ ƴǳǊ ŀƭǎ CǳǖǾŜǊŜŘŜƭǳƴƎ

Dachneigung als Mindest- und HºchstmaÇ, hier von 13Á - 17ÁDN 13Á-17Á

Parkanlage

Stellplªtze

Tiefgaragen

Grenze des Geltungsbereichs des Bebauungsplans

10. Sonstige Festsetzungen (Ä 9 Abs. 7 BauGB)

VermaÇung, hier z.B. 8,0 m

Flªchen f¿r Versorgungsanlagen, hier Elektrizitªt

¥ffentliche Gr¿nflªche

6. Flªchen f¿r Versorgungsanlagen und Hauptversorgungsleitungen
          (Ä 9 Abs. 1 Nr. 12 und 13 BauGB)

7. Planungen, Nutzungsregelungen, MaÇnahmen und Flªchen f¿r MaÇnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft im WA1 und WA2

(Ä 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25a und Nr. 25b BauGB)

Umgrenzung von Flªchen zum Anpflanzen von Bªumen und Strªuchern

Erhaltung: Bªume

Umgrenzung von Flªchen f¿r:

Schutzgr¿n
Umgrenzung von Flªchen mit Bindung f¿r Bepflanzung und Erhaltung von
Bªumen und Strªuchern

8. Flªchen f¿r Nebenanlagen, Stellplªtze und Garagen im WA1 und WA2
(Ä 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, Ä 14 BauNVO)

Festgesetzte Lage der ¿berdachten Tiefgaragenzufahrt.

versetzte Pultdªcher: Pultdªcher, die an der Firstwand zusammengebaut sind.vPD

9. Bauliche Gestaltung im WA1 und WA2 (Ä 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 Abs. 1 BayBO)

Unterirdische Hauptversorgungsleitung, hier Erdgashochdruckleitung der
Stadtwerke M¿nchen GmbH. Dabei m¿ssen Baumpflanzungen einen Abstand
von mind. 2,5 m aufweisen.

7.5

7.6

7.7

9.1

7.1.1

8.1.1

8.1.2

10.1

10.2

6.1

7.1

7.3

7.4

8.1

7.1.2

7.2

8.2

9.2

6.2
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vorhandene Gleisanlagen mit Schallschutzwand

aufzuhebende Flurst¿cksgrenzen

geplante Gebªude

bestehende oberirdische Wohn- und Nicht-Wohngebªude mit Hausnummer,
hier z.B. Nr. 18)

bestehende Flurst¿cksgrenzen mit Flurnummer, hier z.B. 905

1. Planunterlage

2. Hinweise

bestehender StraÇenverlauf

abzubrechendes Gebªude oder Gebªudeteil

Flur-, StraÇenname, Nutzungsbezeichnung, (z.B. Fritz-M¿ller-Weg)

vorhandene Bºschungskanten

zu entfernender Baum

3. Nachrichtliche ¦bernahmen (Ä 9 Abs. 6 BauGB)
Umgrenzung von Schutzgebieten
Landschaftsschutzgebiet, hier LSG-00342.01
"Amperauen mit Hebertshauser Moos und Inhauser Moos"

Kartiertes Biotop, hier 7734-0114-010
ĂAmper im Stadtbereich Dachauñ

bestehende Uferlinie

Umgrenzung von Flªchen f¿r den Hochwasserschutz
¦berschwemmungsgebiet der Amper
(vorlªufig gesichert 20110117, Amtsblatt 1/2011)

1.2

1.1

1.4

1.3

1.5

2.6

2.2

2.3

2.1

2.7

3.1

3.2

3.3
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G. Begründung  
1. Ziel und Zweck der Bebauungsplanänderung 

Ziel und Zweck der Änderung des Bebauungsplanes ist es, die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
an die geänderten Rahmenbedingungen (Fertigstellung der ICE-Ausbaustrecke bzw. Neuerrichtung 
eines Geh- und Radweges) anzupassen und, im Rahmen einer Innenentwicklung, das Gebiet behutsam 
nachzuverdichten. 
Ferner sollen die Belange des Immissionsschutzes, des Naturschutzes und des Hochwasserschutzes 
berücksichtigt werden. 
Hierzu wird ein ĂAllgemeines Wohngebietñ (ca. 8.160 mĮ), ĂFlªchen f¿r den Gemeinbedarfñ (ca. 755 m²), 
örtliche Verkehrsfläche (ca. 3.245 m²), Versorgungsfläche (ca. 40 m²) und Grünflächen (ca. 2.755 m²) 
festgesetzt. 
 
2. Derzeitige planungsrechtliche Gegebenheiten 

2.1. Flächennutzungsplan 

 

Abb. 1: Rechtswirksamer Flächennutzungsplan 
 

Der Flächennutzungsplan 19887 wurde von der Regierung von Oberbayern8 genehmigt. Mehrere 
Änderungsverfahren wurden bereits durchgeführt und sind rechtswirksam. 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan liegt das Plangebiet zum größten Teil im Bereich des 
ĂAllgemeinen Wohngebietsñ Nr. 7.4 und zu kleineren Teilflächen in der ĂBauflªche f¿r den Gemeinbedarf 
- Feuerwehrñ und ĂGr¿nflªcheñ. ¦berlagert wird die Darstellungen mit ĂBªume vorhandenñ, ĂSchutz- und 
Leitpflanzungen geplantñ und ĂWichtige FuÇ- und Radwegeverbindungñ. Umgeben wird das Plangebiet 
im Osten und S¿den durch ĂAllgemeine Wohngebieteñ, im Westen durch ĂBauflªchen f¿r den 
Gemeinbedarf - Feuerwehrñ und im Norden ĂWasserflªcheñ (Amper).  
 

                                                 
7 Planfertiger: Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum i.d.F. vom 06.08.1988 
8 Regierung von Oberbayern vom 18.07.1988 AZ 420-4621-DAH-3-1 
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2.2. Bebauungspläne 

 
Abb. 2:  Rechtsverbindlicher Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 57/90 ĂAmperparkñ  
 

Für den Geltungsbereich besteht der rechtsverbindliche Bebauungs- und Grünordnungsplan 
ĂAmperparkñ9. Damit ist dieser Bereich nach § 30 Abs. 1 BauGB zu beurteilen.  
Der Bebauungsplan besitzt folgende Festsetzungen: - Als Art der baulichen Nutzung sind zwei Bauquartiere als ĂAllgemeines Wohngebietñ (ohne die 

Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4, 5 BauNVO 1990) und ĂFlªchen f¿r den Gemeinbedarf - 
Feuerwehrñ festgesetzt. Ergªnzend wurde in den Bauquartieren W1 und W2 ĂGeschoss- bzw. 
Maisonette-Wohnungsbauñ festgesetzt.  - Das Maß der baulichen Nutzung wird im ĂAllgemeinen Wohngebietñ durch die Grundflªche 
(BauNVO 1990), Zahl der Vollgeschosse (3 Vollgeschosse zwingend bzw. als Höchstmaß) und die 
Traufhöhe (über Normalnull) in der ĂFlªche f¿r den Gemeinbedarfñ durch Grundflªchen-
/Geschossflächenzahl, Wandhöhe (über Normalnull) und Firsthöhe (über Normalnull) bestimmt. Für 
die Überschreitungen der Grundfläche für Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO werden die 
gesetzlichen 50 vom Hundert nicht überschritten. In der Geschossflächenzahl sind die Flächen von 
anderen Geschossen als Vollgeschossen nicht berücksichtigt. - Die überbaubaren Grundst¿cksflªchen werden im ĂAllgemeinen Wohngebietñ durch baukºrper-
bezogene Baulinien bzw. Baugrenzen und in der ĂFlªche f¿r Gemeinbedarfñ durch baukörper-
ähnliche Baugrenzen, mit Überschreitungen für Flächen für erdgeschossige Anbauten und Flächen 
für Tiefgaragen bestimmt, - Die Bauweise wird als offen bzw. geschlossen bestimmt, - Die Örtliche Verkehrsfläche wird durch Straßenbegrenzungslinien abgegrenzt und gliedert sich in 
verkehrsberuhigte Bereiche, kombinierten Rad- und Fußweg etc. - Die Festsetzungen zum Immissionsschutz beinhaltet die Orientierung von Fenstern bzw. die 
Festsetzung von Schalldämm-Maßen. - Die bauliche Gestaltung erfolgt mit Festsetzungen zur Firstrichtung, Dachform (Satteldach), 
Dachneigung (12° bis 15°), Dachmaterial (silbergraues Metall), Fassadengestaltung (Putze in 
Erdfarben). Verboten sind Dachüberstände, Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Einfriedungen und 
Feuerstätten (für feste Brennstoffe). - Die Festsetzung zur Grünordnung erfolgt mit Wiesenfläche, Erhaltung bzw. Pflanzung von Bäumen 
und Sträuchern und zu befestigten Flächen (Rasengittersteine, wassergebundene Flächen) und 
Überdeckung von Tiefgaragen (0,60 m Oberboden).  

                                                 
9  Nr. 57/90 Stand 08.06.1994 
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 - Im Bezug auf die Abstandsregelungen galt die Abstandsregelung der Bayerischen Bauordnung 
(Art. 6 bzw. Art. 7 BayBO 1982). Durch den Bebauungsplan wurden allerdings bauplanungs-
rechtliche Anforderungen (Baugrenzen bzw. Baulinien) den Abstandsflächen vorangestellt. 

 

Der Bebauungsplan wurde bereits im südlichen Bereich für die Errichtung einer Kinderkrippe an der 
Friedensstraße geändert (BP 153/10). 
 

2.3. Örtliche Bauvorschriften - Satzungen 
Die Stadt Dachau hat folgende Satzung erlassen: 

- Satzung der Großen Kreisstadt Dachau über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung 
vom 14.12.200510 (Stellplatzsatzung) 

2.4. Weitere von der Gemeinde beschlossene Planungen 

 
Abb. 3: Rahmenplanung ĂGr¿n-Blauñ (dunkelgr¿n: Bestehende Gr¿nflªchen und Wªlder, orange: 
Vernetzungsachsen im dicht bebauten/besiedelten Bereich, gelb: Biotop der amtlichen Kartierung, blau: 
Fließgewässer, Bestand) 
 

Der Stadtrat hat im Rahmen des Aktionsplanes 2007/2008 der integrativen Stadtentwicklung im Jahr 
200911 den Rahmenplan ĂGr¿n-Blauñ beschlossen. Dieser stellt vor allem bestehende Gr¿nflªchen und 
die Vernetzungsachsen dar. Wobei anzumerken ist, dass die Grünfläche (wie in anderen Fällen) bereits 
damals baulich vorbereitet war, es sich folglich um ein unbebautes Grundstück und nicht um eine 
Ăgeplante [Grün-]Flªche laut é Bebauungsplanñ handelt. Nachdem keine expliziten Maßnahmen für 
diesen Bereich vorgesehen wurden, muss auf die allgemeinen ĂEntwicklungsziele und Maßnahmen zu 
Gewªssernñ zurückgegriffen werden. So wird allgemein vorgesehen: 

- ĂDas Dachauer Fließgewässernetz sichtbar und erlebbar machen. 

- Herstellung von mindestens 30 m breiten, extensiv bis nicht genutzten Uferstreifen beidseits aller 
Fließgewässer im Stadtgebiet  

- Überschwemmungsbereiche sichern / Freihalten von Bebauung oder anderen störenden 
Nutzungen; Bereiche zu ökologisch hochwertigen, attraktiven, das Landschaftsbild prägenden 
Auenflächen ausbilden. 

- Keine weitere Bebauung in vorhandenen Gärten und Privatgrundstücken entlang der 
Fließgewässer; bei unumgänglichen Verdichtungsmaßnahmen erhöhte Anforderungen an den 
Ausgleichsbedarf wenn mºglich in unmittelbarer Nªhe.ñ 

                                                 
10  Bekanntmachung: 17./18.12.2005 (Dachauer Nachrichten) mit Änderungssatzung (Änderung der 

Richtzahlen) vom 12.02.2010 in Kraft seit 01.03.2010 und 30./31.07.2011 in Kraft seit 01.08.2011 
11  Bauausschuss 24.03.2009, Beschlussnummer 100 
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Der Rahmenplan ĂGr¿n-Blauñ kann als ĂErgebnis eines von der Gemeinde beschlossenen sonstigen 
Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen stªdtebaulichen Planungñ (im 
Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB) gesehen werden. 

3. Vorbelastung des Plangebiets 

3.1. Altlasten 
Altlastenverdachtsflächen (d.h. Böden, die erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sein 
könnten) und kartierte Altlasten sind im Änderungsgebiet nicht bekannt. Aufgrund der Stellungnahme 
des Wasserwirtschaftsamtes München12 befand sich auf der Fl.-Nr. 908/5 die frühere Gleisanlage, in 
dessen Untergrund sich belasteter Gleisschotter befinden könnte. Falls bei Bauarbeiten auffälliges 
Material angetroffen wird, sind das Landratsamt Dachau und das WWA München zu informieren. 
3.2. Verkehrslärm 
Westlich des Änderungsgebiets verläuft auf einem Damm die ICE-Ausbaustrecke (Bahnlinie München-
Ingolstadt) mit zwei S-Bahn- und zwei Fernbahn-Trassen. Im Rahmen des Streckenausbaus der 
Bahnlinie wurde in den Jahren 1998 bis 2006 bereits eine 3,0 m hohe Schallschutzwand östlich der S-
Bahn-Gleise sowie eine 4,0 m hohe Schallschutzwand zwischen S-Bahn- und Fernbahngleisen 
errichtet. Ferner befinden sich in näherer Umgebung Schallemissionen des Straßenverkehrs, so die 
ĂFriedenstraÇeñ Mit einer DTV von 4.600, die ĂSchleiÇheimer StraÇeñ mit eine DTV von 16.700 (ºstlich 
der ĂFriedensstraÇeñ) bzw. DTV 19.200 (westlich der ĂFriedenstraÇeñ). 
Aufgrund der Schalltechnischen Untersuchung von Möhler+Partner Ingenieure AG ergeben sich 
folgende Auswirkungen: 
ĂAm Baufeld WA1 betragen die Beurteilungspegel auf der bahnzugewandten Stirnseite des Baukörpers 
bis zu maximal 54 dB(A) am Tage und 55 dB(A) in der Nacht. An der Nordwestseite betragen die 
Beurteilungspegel noch 51/52 dB(A) tags/nachts und an der etwas stärker abgewandten Südostseite 
noch bis zu 50/51 dB(A) tags/nachts. 
An dem am östlichen Ende orthogonal stehenden Baukörperfortsatz betragen die Beurteilungspegel 
noch bahnzugewandt 51/51 dB(A) tags/nachts und bahnabgewandt 48/48 dB(A) tags/nachts. 
Es zeigt sich der für Bahnstrecken typische geringe bzw. nicht vorhandene Tag-Nacht- Unterschied. Die 
Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete bei Verkehrslärmeinwirkungen betragen 
55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Diese werden somit tagsüber eingehalten und nachts je nach Lage 
zwischen 2 und 10 dB(A) überschritten. 
Die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), die als Anhalt für das 
Vorliegen noch gesunder Wohnverhältnisse angesehen werden können, werden im Baufeld WA 1 
nachts nur an der östlichen Fassade eingehalten. An dem westlichen Baukörper wird der 
Immissionsgrenzwert nachts auch an der Südostseite noch um bis zu 2 dB(A) überschritten. 
Der am stärksten von Verkehrslärmeinwirkungen betroffene Freibereich ist südlich des Baukörpers. 
Die Beurteilungspegel auf diesen Grünflächen betragen bis zu 49 dB(A) tags. 
Der Orientierungswert der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete tagsüber wird somit eingehalten. 
Baufeld WA2: 
Am Baufeld WA2 betragen die Beurteilungspegel auf den bahnzugewandten Hausseiten bis zu 52/52 
dB(A) tags/nachts. An den bahnabgewandten Nordostseiten betragen die Beurteilungspegel noch 
maximal 48/48 dB(A) tags/nachts. An den seitlich stehenden Baukörpern betragen die 
Beurteilungspegel an den langen Fassaden bis zu 51/49 dB(A) tags/nachts. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete bei Verkehrslärmeinwirkungen von 
55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts werden somit tagsüber eingehalten und nachts je nach Lage bis zu 
7 dB(A) überschritten. 
Die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), die als Anhalt für das 
Vorliegen noch gesunder Wohnverhältnisse angesehen werden können, werden im Baufeld WA 2 an 
den bahnzugewandten Hausseiten überschritten und an den bahnabgewandten und seitlichen 
Hausseiten eingehalten. 
In den Freibereichen betragen die Beurteilungspegel bis zu 50 dB(A) tags. Der Orientierungswert der 
DIN 18005 f¿r allgemeine Wohngebiete tags¿ber wird somit eingehalten.ñ 

3.3. Anlagenbezogener Lärm (Feuerwehr) 
Westlich, teilweise innerhalb des Änderungsbereichs, befindet sich das Gebäude der Feuerwehr 
Dachau. Von dieser gehen im Übungs- und Einsatzfall Lärmemissionen aus. 
Feuerwehrbetrieb 
Die Freiwillige Feuerwehr Dachau hat Ihren Standort mit Fuhrpark westlich des Plangebiets zwischen 
der Bahntrasse im Westen und der geplanten Wohnbebauung im Osten. Die unmittelbare 
Nachbarschaft zwischen Wohnbauflächen und Feuerwehr wurde bereits im rechtskräftigen 
Bebauungsplan baurechtlich verfestigt. 

                                                 
12  WWA M, Schreiben vom 19.10.2012 im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
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Aufgrund der zu erwartenden Geräusche bei Übungen und auch beim Einsatz der Feuerwehr wurde 
beim Bau und der Planung der Anlagen bereits eine schalltechnisch günstige Anordnung der 
Gebäudeausrichtung und der Zufahrten vorgesehen. So ist das Verwaltungsgebäude mit Wohnungen 
als geschlossene ca. 10 m hohe Abschirmung nach Osten angeordnet [13]. An der Ostseite sind nur 
Fenster von Büroräumen und zwei Mietwohnungen angeordnet. 
Eine [weitere] Fahrzeughalle und der Schlauchturm ergänzen die Schallabschirmung nach Norden. Die 
lärmemittierenden Einrichtungen Fahrzeughalle und Vorplatz (auf dem Übungen stattfinden) sind durch 
das Verwaltungsgebäude abgeschirmt an der Westseite angeordnet. Die Zufahrt zum Standort erfolgt 
von der geplanten Wohnbebauung abgewandt von der Friedenstraße im Süden entlang der Bahnlinie 
bis westlich vor den Fahrzeughallen. Eine Notzufahrt von Osten ist durch ein dicht abschließendes Tor 
geschlossen. Von daher sind keine relevanten Geräuscheinwirkungen (z.B. im Übungsbetrieb) auf die 
Wohnbebauung im Osten zu erwarten. Eine Verschärfung eines möglichen Lärmkonfliktes tritt durch die 
Änderung des Bebauungsplans jedenfalls nicht auf, da die geplanten Gebäude nicht näher als bisher 
geplant an die Feuerwehr heranr¿cken.ñ 
 

Sonstige Betriebe 
Weitere Anlagen und Betriebe befinden sich an der Friedenstraße (Einmündung Robert-Koch-Straße), 
Parkplatzflächen nördlich der Amper und Gewerbeflächen westlich der Bahnlinie. Die Hallen entlang 
der Friedenstraße werden derzeit abgeräumt. Die Emissionen der weiteren Anlagen sind bereits 
aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft zu anderen bestehenden Wohngebieten derart beschränkt, 
dass die Einwirkungen an der geplanten, weiter entfernten Wohnbebauung keine Relevanz mehr 
aufweisen.ñ 
3.4. Kunst am Bau 
Nördlich des Änderungsbereichs ist im Pylon des Ampersteges ein Mobile vorhanden, dass bei Wind 
Geräusche erzeugt. 
3.5. Leitungstrassen 
Im ĂAmperwegñ befindet sich die Erdgashochdruckleitung E-3.4.1 (DN 250 PN40) der Stadtwerke 
München GmbH. Um turnusmäßige Überprüfungen der Hochdruckleitung auf Dichtheit sowie ein 
Aufgraben und Befahren der Leitungstrasse jederzeit und ungehindert durchführen zu können, ist im 
Nahbereich (2,5 m beidseitig der Trasse) auf Baumpflanzungen zu verzichten.  
 
4. Weitere Rechtsvorschriften 

4.1. Denkmalschutz  
Im Änderungsbereich bzw. in direktem Umfeld sind laut des Datenabrufs beim Bayerischen Landesamt 
für Denkmalpflege keine Bau- und Bodendenkmäler vorhanden. 
 

4.2. Wasserwirtschaft 
Nördlich des Änderungsbereichs befindet sich die Amper (Flußkilometer 65,6 und 65,8) als Gewässer 
1. Ordnung. Nach Art. 20 Abs. 1 BayWG13 sind Anlagen die weniger als sechzig Meter von der Uferlinie 
(§ 12 BayWG) entfernt liegen an Gewässern genehmigungspflichtig.  
Aufgrund des Datenabrufs beim Bayerischen Landesamt für Umweltschutz tangiert der 
Änderungsbereich einen kleinen Bereich des vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiets14 der 
Amper (§ 76 WHG). 
Aufgrund der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes München15 erreicht, nach dem 
gegenwärtigen Kenntnisstand, ein hundertjähriges Hochwassers den Wasserspiegel von 476,75 m 
ü.NN. Unter dem Gesichtspunkt des vorbeugenden Hochwasserschutzes sollte die Höhenfestsetzung 
von 477,6 m ü.NN erfolgen.  
 

4.3. Naturschutz 
Der nördliche Änderungsbereich wird durch die Grenze des Landschaftsschutzgebietes "Amperauen 
mit Hebertshauser Moos und Inhauser Moos" (LSG-00342.01 gem. § 26 BNatSchG) und das kartierte 
Biotop ĂAmper im Stadtbereich Dachau" (7734-0114-010 gem. § 30 BNatSchG) tangiert. 
 

                                                 
13  Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i.d.F. der Bek. vom 25.02.2010 GVBl 2010, S. 66 
14  Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt München ermittelten 

Überschwemmungsgebietes an der Amper in der Großen Kreisstadt Dachau und in den Gemeinden 
Bergkirchen, Haimhausen und Hebertshausen (Amtsblatt für den Landkreis Dachau 2011 Nr. 1, i.d.F. vom 
12.04.2010) 

15  WWA M, Schreiben vom 19.10.2012 im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
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5. Ausgangssituation 

5.1. Abgrenzung und Größe 

 
Abb. 4: Bestandsaufnahme Juni 2012 
 

Der Geltungsbereich beinhaltet Fl.-Nr. 904/2 (Amperweg Nr. 18), Fl.-Nr. 905 und die Teilflächen der Fl.-
Nrn. 896/11 (Friedenstraße Nr. 20), 867 (ĂAmperwegñ), 904/3, 926/5 (jeweils ĂSieglindenstraÇeñ) 908/4 
(ĂNibelungenstraÇeñ) und 908 (Fritz-Müller-Weg Nr. 1 und 2/ñFritz-Müller-Wegñ), 908/5 (ehem. 
Bahndamm) und weist eine Ausdehnung von ca. 145 m auf 100 m (ca. 1,495 ha) auf. Bis auf den südlich 
verlaufenden ehem. Bahndamm (ca. 479,5 m ü.NN) ist das Gebiet als eben (476,0 m ü.NN) zu 
bezeichnen.  

5.2. Umgebung 
Umgeben wird das Plangebiet im Norden durch den Verlauf der Amper (Gewässer 1. Ordnung), im 
Westen und Süden, durch eine offene ein- bis zweigeschossige Wohnbebauung (mit aufgegebenem 
Gewerbestandort - zukünftig zweigeschossige Wohnbebauung) und im Westen durch das 
Feuerwehrgebäude, darüber hinaus mit der Bahnlinie. 

5.3. Verkehrliche Anbindung 
Die verkehrliche Anbindung für den Individualverkehr erfolgt von der ĂFriedenstraÇeñ ¿ber die 
ĂSieglindenstraÇeñ, ĂFritz-Müller-Wegñ und den ĂAmperwegñ (die keine räumliche Trennung der 
Verkehrsarten aufweisen) und über die Geh- und Radwege entlang der Amper (ĂAmperwegñ) und auf 
dem ehem. Bahndamm (vom Bahnhof Dachau parallel der ĂNibelungenstraÇeñ. 
Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr erfolgt über die Bushaltestelle ĂFeldiglstraÇeñ 
(Stadtbus 726) in ca. 280 m Entfernung. 

Verkehrsrechtlich sind f¿r die ĂSieglindenstraÇeñ und den ĂFritz-Müller-Wegñ ĂTempo 30ñ Zonen 
angeordnet. 

 

6. Ver- und Entsorgung 

6.1. Strom-/Wasser-/Gas-/Löschwasserversorgung - Abwasserentsorgung 
Erfolgt über die Stadtwerke Dachau. Bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfes wird von einem 
"mittleren" Löschwasserbedarf d.h. 96 m³/h gemäß der W 40516 ausgegangen. 
6.2. Müllentsorgung 
Erfolgt zentral über den Landkreis Dachau, Abfallwirtschaftsbetrieb.  

                                                 
16  DVGW (1978): Technische Regeln, Arbeitsblatt W 405, Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 

Trinkwasserversorgung, Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 
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6.3. Glasfaserversorgung 
Kann für Telefon, Fernsehen und Internet über die Netze der DCC Dachau CityCom GmbH, Dachau 
erfolgen. 
6.4. Fernmeldeversorgung 
Kann über das Netz die Telekom erfolgen. Eine Breitbandversorgung17 ist mit bis zu 6 Mbit/s zu 95 % 
gegeben. 
 

7. Grundzüge des planerischen Konzepts 

7.1. Städtebauliches und verkehrliches Konzept 
In Anlehnung an den bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan wird im nördlichen Bereich (WA1) eine 
Bebauung in "L-Form" vorgesehen. Der größere Schenkel parallel zur Amper schirmt den südlich davon 
gelegenen Planungsbereich von Lärmeinwirkungen der Bahnlinie ab. Die Erschließung erfolgt nicht 
mehr von Norden, sondern von Süden und Osten, damit kann im nördlichen Grundstücksbereich ein 
Puffergrün zum Landschaftsschutzgebiet bzw. Biotop geschaffen bzw. verbessert werden.  
 

Im südlichen Bereich (WA2) wird die bisher vorgesehene Hofsituation im Wesentlichen beibehalten und 
durch einen fünften Baukörper erweitert. 
 

Die verkehrliche Erschließung sieht die planungsrechtliche Sicherung des neuen innerstädtischen 
Radweges, der die Hauptroute Bahnhof über die Amperbrücke bei der Feuerwehr mit der Ostenstraße 
verbindet, vor. Hierdurch wird der bisher informell über den Vorplatz der Feuerwache laufende 
Radverkehr auf eine verkehrssichere Trasse umgeleitet. 
 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden eine weitere alternative Baukörperstellungen (2-Zeilen) 
im nördlichen Bereich (WA1), sowohl städtebaulich, als auch immissionstechnisch geprüft.  
Aufgrund der von der Stadt gewünschten Nutzungsanforderungen, insbesondere der Option zur 
Schaffung einer Kinderkrippe (mit oder ohne Wohnbebauung) und des damit erforderlichen 
zusammenhängenden Freibereichs bzw. der besseren Orientierung der Wohnnutzung nach Süden, 
wird der L-Baukörper  weiterverfolgt. Dabei verkennt die Stadt nicht die Belange der gesunden 
Wohnverhältnisse und ist sich der Überschreitung der Orientierungswerte insbesondere in der Nachtzeit 
bewusst, nachdem durch die festgesetzten Maßnahmen zum passiven Schallschutz, ein Ausgleich 
geschaffen werden kann. 
 

7.2. Grünordnerisches Konzept 
Im vorliegenden Bebauungsplan werden für den Geltungsbereich planungsrechtliche Festsetzungen 
zur Grünordnung getroffen. Diese begründen sich aus städtebaulich-gestalterische Prinzipien, aus 
Aspekten der Wohn- und Aufenthaltsqualität der im neuen Quartier und im Umfeld wohnenden 
Menschen, aus Erfordernissen zum Hochwasserschutz und zur Klima- und Lufthygiene, aus 
artenschutzrechtlichen Belangen oder aus der Zielsetzung zur naturschutzrechtlichen 
Eingriffsminimierung und -kompensation. 

Über den gesamten Geltungsbereich hinweg sind Grünstrukturen als Baum- bzw. Strauchpflanzung 
festgesetzt. Sie dienen der inneren Durchgrünung der neuen Wohnquartiere und öffentlichen 
Verkehrsräume. Die Gehölzpflanzungen wirken zudem raumprägend, setzen gestalterische Akzente 
oder dienen der landschaftlichen Einbindung im Übergang zu den heterogen geprägten benachbarten 
Flächennutzungen.  

Der vorhandene Uferstreifen entlang der Amper wird gesichert, verbreitert, ökologisch aufgewertet und 
zu einem naturnahen und erholungswirksamen Grünzug entwickelt. Entlang der Amper entsteht eine 
ca. 14 - 20 m breite Grünzone mit dem darin eingebetteten Fuß- und Radweg. Eine Erschließung über 
den ĂAmperwegñ ist nicht mehr vorgesehen, so dass dieser von seiner jetzigen Ausbaubreite von z.T. 
über 6 m auf 3,50 m zurück genommen werden kann. Diese deutliche Entsiegelung wurde in Abwägung 
des Planungsziels der Rahmenplanung Grün-Blau entwickelt: ĂHerstellung von mindestens 30 m 
breiten, extensiv bis nicht genutzten Uferstreifen beiderseits aller FlieÇgewªsser im Stadtgebietñ 
(Beschlusslage STR 28.04.2009). 

Auf dem ehemaligen Bahndamm im Süden des Planungsgebiets wird eine qualitätvolle 
Quartierseingrünung entwickelt und gesichert. Die Planung greift hierbei schon vorhandene Bäume und 
Gehölze auf. Mit der Grünverbindung beiderseits des Fuß- und Radwegs soll auch ein ĂPufferbereichñ 
zwischen dem neuen und dem südlich anschließenden Wohnquartier etabliert werden. 

                                                 
17  Quelle: Bundesamt für Wirtschaft und Technologie, Breitbandatlas 
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7.3. Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Entwässerung des nicht verschmutzten Niederschlagswassers ist dezentral auf den jeweiligen 
Baugrundstücken umzusetzen, entweder oberflächig und flächenhaft über die Versickerung über eine 
belebte Bodenzone (Grünflächen, Versickerungsmulden) oder dort, wo beengte Verhältnisse dies 
einschränken oder unterbinden über unterirdische Anlagen (Rigolen). Die örtlichen 
Grundwasserverhältnisse mit einem mittleren Grundwasserspiegel von mindestens 2,50 m unter GOK 
und einem mittleren jährlichen höchsten Grundwasserstand (MHGW) von etwa 2,00 m unter GOK 
schränken beide Behandlungsarten nicht ein. Der erforderliche Mindestabstand zwischen Rigolen-
Sohle und dem mittlerem jährlichen höchsten Grundwasserstand (MHGW) von über 1 Meter ist auf 
beiden Baugrundstücken sicher zu gewährleisten. 
7.4. Vorbeugender Brandschutz  
Die Belange des vorbeugenden Brandschutzes werden durch eine ausreichende verkehrsmäßige 
Erschließung und Zugänglichkeit der Grundstücke berücksichtigt. So ermöglicht die bestehende bzw. 
geplante öffentliche Verkehrsfläche, hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw., 
dass diese mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. 

Lediglich der südliche Baukörper 4 im WA 2 befindet sich mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt.  

Die vorhandene Erdgashochdruckleitung kann brandschutztechnisch ein Risiko im Planbereich 
darstellen. Gegenüber den umliegenden Wohngebieten bzw. die Feuerwehrfläche sind keine negativen 
Wechselbeziehungen mit dem Planungsbereich erkennbar. 

Bauordnungsrechtliche Anforderungen für die Bauwerke (Gebäudeklassen 3) werden im Rahmen des 
bauordnungsrechtlichen Verfahrens geprüft bzw. nachgewiesen.  

8. Planinhalt 

8.1. Vorgehen 
Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt durch neue Festsetzungen und Hinweise, so wird die 
Lesbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Festsetzungen gewährleistet.  
 

8.2. Qualifizierter und einfacher Bebauungsplanteil 
Der Bebauungsplan weist für das WA 1 und WA 2 einen qualifizierten und für das WA 3 einen einfachen 
Teil auf. Bei der Fl.-Nr. 896/11 handelt es sich um eine notwendige Randkorrektur, da beim bisherigen 
Bebauungsplan unklar ist, ob die Fläche Bauland oder Grünfläche ist.  
 

8.3. Art der baulichen Nutzung 
Die Art der baulichen Nutzung, als ĂAllgemeines Wohngebietñ, wird beibehalten und ermöglicht neben 
der Wohnnutzung auch die Errichtung von sozialen Zwecken dienenden Gebäude, wie Kindergarten 
oder Kinderkrippe. 
8.4. Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl, Zahl der 
Vollgeschosse und Höhe der baulichen Anlagen (traufseitige Außenwandhöhe bzw. Firsthöhe) 
bestimmt. 
Die Grundflächenzahl bestimmt sich aus der städtebaulichen Konzeption und wird für die einzelnen 
Bauquartiere getrennt festgesetzt.  
Die Überschreitungsmöglichkeit der Grundfläche muss über den gesetzlichen Wert von 50 vom Hundert 
überschritten werden, um die erforderlichen Stellplätze (ober- und unterirdisch) unterbringen zu können. 

Die in § 19 Abs. 4 BauNVO aufgeführten Anlagen dürfen die Grundfläche bis zu einer GRZ von 0,60 
überschreiten, um die notwendigen Stellplätze, Zufahrten und Nebengebäude unterzubringen. Dabei 
wird die Obergrenze für die Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO mit 0,6 für Allgemeine Wohngebiete 
wird mit 0,7 überschritten (allerdings die Kappungsgrenze von 0,8 unterschritten).  
 

Die Geschossflächenzahl bestimmt sich aus der städtebaulichen Konzeption und wird für die einzelnen 
Bauquartiere als Höchstmaß festgesetzt. Um Auswirkungen auf vorhandene oder geplante 
Wohnfolgeeinrichtungen und die Überlastung städtischer Infrastruktureinrichtungen zu vermeiden, wird 
bestimmt, dass die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als Vollgeschossen voll auf 
die Geschossfläche anzurechnen sind.  
Die Zahl der Vollgeschosse18 bleibt mit drei erhalten.  
 

                                                 
18   Vollgeschoss gem. § 18 BauNVO i.V.m. Art. 83 Abs. 7 BayBO 2008 mit Verweis auf Art. 2 Abs. 5 BayBO 

1998: Ă1Vollgeschosse sind Geschosse, die über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche 
liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,3 m haben.ñ  
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Ferner werden die bisherigen Höhen der traufseitigen Außenwand und des Firstes geringfügig erhöht. 
Neu eingeführt wird sowohl die traufseitige Außenwandhöhe der Hauptnutzung als auch die Wandhöhe 
der sog. Annex-Nutzungen (z.B. Nebengebäude und Überdachungen von Tiefgaragenrampen).  
Dies dient dem Schutz des Ortsbilds und sorgt insbesondere bei den Annex-Nutzungen die erforderliche 
Unterordnung.  
Beim Maß der baulichen Nutzung werden die Obergrenzen für Allgemeine Wohngebiete (§ 17 BauNVO) 
mit GRZ von 0,4 mit 0,31 (WA 2) und GFZ von 1,2 mit 0,81 (WA 2) bzw. 1,12 (WA 1) nicht überschritten. 
Im WA 1 erfolgt eine Überschreitung der GRZ von 0,4 mit 0,44. Dies begründet sich aus der 
Reduzierung des bisherigen Baulandes um ca. 740 m² die für die öffentliche Grünfläche (Trenngrün) 
dem Bauland entzogen wird und so den Rahmenplan ĂGr¿n-Blauñ umsetzt. 
8.5. Höhenlage 
Aufgrund der Einbindung in das Gelände und des Belangs des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
werden die maximalen und minimalen Höhenlage des Erdgeschosses festgelegt. Dabei wird  die 
Empfehlung des WWA München zugrunde gelegt, die auf dem Wasserspiegel des hundertjährigen 
Hochwassers von 476,75 m ü.NN fundiert ist. Diese ist der untere Bezugspunkt für die Bestimmung der 
First- und traufseitigen Außenwandhöhe. 
Aufgrund aktueller Hochwasserereignisse in ganz Bayern, wird es im Rahmen der planerischen 
Vorsorge für erforderlich gesehen für die Tiefgaragenrampe eine Höhenkote festzusetzen. 
8.6. Bauweise, Über- und unterbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden auf Grundlage des städtebaulichen Konzeptes durch 
12,0 m bzw. 17,0 m tiefe Baugrenzen, als sogenannte Baukörperfestsetzung festgelegt. Diese werden 
im WA 2 durch 0,3  m tiefe Vorsprünge gegliedert. 
Überschreitungsmöglichkeiten für Balkone werden entsprechend der Himmelsrichtungen als Ausnahme 
festgesetzt und auf maximal 2/3 der jeweiligen Fassadenlänge begrenzt.  
 

Die unterbaubaren Grundstücksflächen werden für die Tiefgarage großzügig festgesetzt, allerdings 
durch die Überschreitungsregelungen des § 19 Abs. 4 BauNVO begrenzt. 
 

Wie im rechtsverbindlichen Bebauungsplan werden die oberirdischen Stellplätze in ihrer Lage 
festgesetzt und damit in einem beschränkten Umfang zugelassen. Dabei wird durch die Festsetzung 
des Bebauungsplans zu den Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) eine von § 4 Abs. 3 der 
Stellplatzsatzung19 (i.d.F. vom 14.12.2005 zuletzt geändert am 30./31.07.2011) abweichende Regelung 
getroffen. Damit können auch mehr als drei zusammenhängende Stellplätze nebeneinander errichtet 
werden. 
Um das Ziel von frei auf Grundstücken stehenden Gebäuden zu erhalten, wird, wie beim 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan, die offene Bauweise festgesetzt.  
8.7. Flächen für den Gemeinbedarf 
Die ¿berplante Teilflªche des Feuerwehrgelªndes wird als ĂFlªchen f¿r den Gemeinbedarf - Feuerwehrñ 
beibehalten. 
8.8. Bauliche Gestaltung 
Als besondere Anforderung an die äußere Gestaltung wird als Dachform das geneigte Dach bzw. das 
versetzte Pultdach (Doppelpultdach) mit der entsprechenden Dachneigung, Verbot von Dachgauben 
und zur Einfriedung festgesetzt. Hierdurch wird auch ein Beitrag zur positiven Gestaltungspflege 
geleistet.  
8.9. Immissionsschutz 
Durch das Ingenieurbüro Möhler+Partner Ingenieur AG wurde eine schalltechnische Untersuchung 
durchgeführt20  
ĂDie Verkehrslªrmsituation innerhalb des Planungsgebiets und seiner Nachbarschaft wird durch den 
Schienenverkehr der Bahnlinie München ï Ingolstadt maßgeblich geprägt. Westlich des Plangebiets 
liegt die Trasse mit zwei S-Bahn- und zwei Fernbahngleisen. Im Rahmen des Streckenausbaus der 
Bahnlinie wurden bereits eine 3,0 m hohe Schallschutzwand östlich der S-Bahn-Gleis sowie eine 4,0 m 
hohe Schallschutzwand zwischen S-Bahn - und Fernbahngleisen errichtet. Die Verkehrslärmsituation 
im Planungsgebiet stellt sich wie folgt dar: 
(Baufeld WA1, L-Variante) 
Am Baufeld WA1 betragen die Beurteilungspegel auf der bahnzugewandten Stirnseite des Baukörpers 
bis zu maximal 54 dB(A) am Tage und 55 dB(A) in der Nacht. An der Nordwestseite betragen die 

                                                 
19  ĂMehr als drei zusammenhªngende Stellplªtze sind nur ¿ber eine gemeinsame Zu- und Abfahrt mit einer 

Hºchstbreite von 3,0 m an die ºffentliche Verkehrsflªche anzuschlieÇen.ñ 
20 Möhler+Parten Ingenieure AG, Beratende Ingenieure f¿r Schallschutz und Bauphysik, ĂGroÇe Kreisstadt 

Dachau Bebauungsplan Nr. 155/11 āSieglindenstraÇe S¿dóñ Bericht Nr. 070-3783-2, Augsburg Oktober 2012 
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Beurteilungspegel noch 51/52 dB(A) tags/nachts und an der etwas stärker abgewandten Südostseite 
noch bis zu 50/51 dB(A) tags/nachts. 
An dem am östlichen Ende orthogonal stehenden Baukörperfortsatz betragen die Beurteilungspegel 
noch bahnzugewandt 51/51 dB(A) tags/nachts und bahnabgewandt 48/48 dB(A) tags/nachts. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete bei Verkehrslärmeinwirkungen 
betragen 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Diese werden somit tagsüber eingehalten und nachts je 
nach Lage zwischen 2 und 10 dB(A) überschritten. 
Die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), die als Anhalt für das 
Vorliegen noch gesunder Wohnverhältnisse angesehen werden können, werden im Baufeld WA 1 
nachts nur an der östlichen Fassade eingehalten. An dem westlichen Baukörper wird der 
Immissionsgrenzwert nachts auch an der Südostseite noch um bis zu 2 dB(A) überschritten. 
Der am stärksten von Verkehrslärmeinwirkungen betroffene Freibereich ist südlich des Baukörpers. Die 
Beurteilungspegel auf diesen Grünflächen betragen bis zu 49 dB(A) tags. 
Der Orientierungswert der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete tagsüber wird somit eingehalten. 
Baufeld WA2: 
Am Baufeld WA2 betragen die Beurteilungspegel auf den bahnzugewandten Hausseiten bis zu 52/52 
dB(A) tags/nachts. An den bahnabgewandten Nordostseiten betragen die Beurteilungspegel noch 
maximal 48/48 dB(A) tags/nachts. An den seitlich stehenden Baukörpern betragen die 
Beurteilungspegel an den langen Fassaden bis zu 51/49 dB(A) tags/nachts. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete bei Verkehrslärmeinwirkungen von 
55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts werden somit tagsüber eingehalten und nachts je nach Lage bis zu 
7 dB(A) überschritten. 
Die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), die als Anhalt für das 
Vorliegen noch gesunder Wohnverhältnisse angesehen werden können, werden im Baufeld WA 2 an 
den bahnzugewandten Hausseiten überschritten und an den bahnabgewandten und seitlichen 
Hausseiten eingehalten. 
In den Freibereichen betragen die Beurteilungspegel bis zu 50 dB(A) tags. Der Orientierungswert der 
DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete tagsüber wird somit eingehalten. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 stellen in der Bauleitplanung Zielwerte dar, von denen bei 
Verkehrslärmeinwirkungen nach oben und unten abgewichen werden kann. Solange gesunde 
Wohnverhältnisse vorliegen, können im Rahmen der Bauleitplanung nach Abwägung der 
unterschiedlichen Belange Überschreitungen der Orientierungswerte hingenommen werden. In der 
Rechtsprechung sind Überschreitungen bis zu einer Höhe von 5 dB(A) als abwägbar anerkannt worden. 
In den Bereichen mit Überschreitungen von mehr als 5 dB(A) können diese nur unter Ausschöpfung der 
Mºglichkeiten des aktiven und passiven Schallschutzes abgewogen werden.ñ 

 
Abb. 5: Fassadenkennzeichnung passiver Schallschutz, Möhler+Partner, Anlage 6.2 zu Bericht 070-3783 
 

Schallschutzmaßnahmen 
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Im vorliegenden Fall sind aktive Schallschutzmaßnahmen bereits im Rahmen der Ausbaumaßnahmen 
an der Bahnstrecke errichtet worden, um die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV an bestehender 
Bebauung einzuhalten. Dennoch werden die niedrigeren Orientierungswerte der DIN 18005 in 
Teilbereichen des Plangebiets überschritten. 
Zum Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen ist eine lärmoptimierte Grundrissorientierung festgesetzt. 
Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV werden zumindest an jeweils einer Hausseite eingehalten. 
Die Fassaden, an denen keine Schlafräume angeordnet werden sollen, sind in der Planzeichnung 
dargestellt. 
Gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 ist ein ungestörter Schlaf bei gekipptem Fenster selbst ab 
Beurteilungspegeln von 45 dB(A) häufig nicht mehr möglich. Damit Fenster ihre schalldämmende 
Wirkung erzielen, müssen sie daher in Schlafräumen dauernd geschlossen gehalten werden. Um 
dennoch einen ausreichenden Luftaustausch zu gewährleisten, müssen in Schlaf- und Kinderzimmern 
gegebenenfalls schallgedämmte Lüftungseinrichtungen vorgesehen werden. In Wohnräumen, die nur 
tagsüber genutzt werden, kann den Anforderungen der Lufthygiene durch Stoßlüften entsprochen 
werden. 
Sollte daher eine Grundrissorientierung aller Schlafräume auf die lärmabgewandte Seite aus 
nachvollziehbaren Gründen nicht möglich sein, müssen Fenster von Schlafzimmern an Fassaden mit 
Beurteilungspegeln > 49 dB(A) nachts, die nicht über ein Fenster an einer lärmabgewandten 
Gebäudeseite belüftet werden können, mit schallgedämpften Lüftungseinrichtungen ausgestattet 
werden. 
Die Anforderungen an den Schallschutz von Außenbauteilen wird in Bayern nach den Vorgaben der 
DIN 4109 ĂSchallschutz im Hochbauñ geregelt. Sie werden konkretisiert durch erforderliche 
Schalldämm-Maße von Außenbauteilen in Abhängigkeit von der jeweiligen Raumnutzung und des 
vorherrschenden Lärmpegelbereichs. 
Nach Anhang B.2 der DIN 4109 kann in besonderen Fällen bei Schienenverkehrsgeräuschen die 
Berücksichtigung der Pegelspitzen zur Kennzeichnung einer erhöhten Störwirkung wichtig sein. Dies ist 
im vorliegenden Fall auf Grund des Abstands zur Bahnstrecke vsl. gegeben. In der Entwurfsfassung 
der DIN 4109 ergibt sich abweichend von der DIN 4109 in der Fassung von 1989 bei der Festlegung 
der Lärmpegelbereiche der maßgebliche Außenlärm zu La = Lr,Nacht + 3 dB(A) + 10 dB(A). Diese 
Vorgehensweise entspricht nach Meinung einer Vielzahl von Sachverständigen dem heutigen Stand 
der Technik. Bei beiden Vorgehensweisen resultiert eine höhere Anforderung an die Schalldämmung 
der Außenbauteile. 
Vergleichbare Anforderungen ergeben sich jedoch auch bei Anwendung der Richtlinie VDI 2719. Es 
werden daher die unteren Anhaltswerte der Tabelle 3 der VDI 2719 zur Ermittlung der erforderlichen 
Schalldämmung der Außenbauteile zugrunde gelegt.ñ 
 

 
Abb. 6: VDI 2719 Tabelle 6. Anhaltswerte für Innenschallpegel Li, © LfU/Abt. 2/ B 18/ 11.2007 
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8.10. Abstandsflächen 
Bei den Abstandsflächen werden, wie im rechtsverbindlichen Bebauungsplan, die bauplanungs-
rechtlichen Anforderungen (Baugrenzen) vorangestellt.  
 

 
Abb. 7: Abstandsflächen nach BayBO, BRAUN: Abstandsflächen auf dem Baugrundstück, GRÜN: 
zulässige Abstandsflächenübertragung/-überlappung , ROT: unzulässige Überlappungen  
 

Bei der Überprüfung der Auswirkungen der Abstandsflächen entsprechend den Abstandsregelungen 
der Bayerischen Bauordnung (Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO mit 1 H mind. 3 m, dem sog. 
Schmalseitenprivileg des Art. 6 Abs. 6 BayBO und der Regelungen zu den untergeordneten Bauteilen 
des Art. 6 Abs. 8 BayBO und der Übertragung auf öffentliche Flächen des Art. 6 Abs. 2 BayBO) ergeben 
sich folgende Auswirkungen: 

Zulässige Bebauung 
auf den Fl.-Nrn.  

Abstandsflächen-
unterschreitung zu 
Fl.-Nrn. und Maße 

Bewertung 

WA 1 
Festsetzung: 
Baugrenze  
TAW: 9,1, FH: 11,5 m 
DN: 12°-17°  
Erf. Abstandfläche ca. 10,8 m 
 

Wegemitte 
Länge ca. 15,1 m 
Tiefe ca. 0,4 m 
Öffentliche 
Verkehrsfläche im 
WESTEN 
Abstand zum nächsten 
Gebäude (Feuerwehr)  
ca. 7,6 m 

Dreigeschossige Neubebauung 
Belichtung von Wohnnutzung ab dem 
EG von Westen und Süden möglich.  
Brandschutzabstand größer 5 m. 
Alternativ 
Eingeschossige Neubebauung 
Belichtung der sozialen Nutzung (z.B. 
Kinderkrippe) im EG von Westen und 
Süden möglich.  
Brandschutzabstand größer 5 m. 

WA 2 
Baukörper 1 
Festsetzung: 
Baugrenze  
TAW: 9,1, FH: 11,5 m 
DN: 12°-17°  
Erf. Abstandfläche ca. 10,2 m 
 

Straßenmitte 
Länge: ca. 7,0 m 
Tiefe ca. 3,1 m 
Öffentlichen 
Verkehrsfläche im 
Osten   
Abstand zum nächsten 
Gebäude 
(Nibelungenstraße 1) 
mind. 30,7 m 
 

Dreigeschossige Neubebauung 
Belichtung von Wohnnutzung ab dem 
EG von Osten, Westen und Süden 
möglich.  
Brandschutzabstand größer 5 m. 
 
























































































